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Intelligence

Schicksalsjähr 1989
für den Bundesnachrichtendienst
Das Verhältnis zwischen den regierenden Politikern und den
Bediensteten der Nachrichtendienste ist oft von Spannungen und
Misstrauen geprägt, berühmte Beispiele aus der Geschichte
belegen dies. Das Verhältnis Bundeskanzler - Präsident BND vor
dem Fall der Mauer war besonders spannungsgeladen.

Friedrich-Wilhelm Schlomann

Nachrichtendienste (ND) erfüllen für
ihren Staat eine sehr wichtige Funktion,
indem sie Entwicklungen und potentielle
Gefahren möglichst früh erkennen und
es der politischen und militärischen Füh-

rung ihres Landes ermöglichen, auf Ge-

fahrenpotentiale angemessen zu reagie-
ren. In einen solchen Dienst gehören kei-
ne Interessenvertreter, sondern realistisch
denkende Experten, die unabhängig von
der jeweiligen Regierungspartei ihrem
Vaterland dienen. Ein Dienst kann mit
eigenen Erfolgen kaum öffentlich auf-

treten, Pannen hingegen werden schnell
bekannt. Die Gefahr, dass die politi-
sehe Öffentlichkeit ein falsches Bild von
ihrem eigenen Dienst bekommt, ist vor-
handen.

Ein schwieriges Problem ist das Ver-
hältnis zwischen einem Regierungschef

und dem Chef seines ND; ideal wäre ein
vollkommenes Vertrauensverhältnis zwi-
sehen beiden. Der Chef ND hat die
Pflicht, dem Regierungschef die Wahr-
heit (im Sinne der nach bestem Wissen

Der Autor arbeitete ab 1949 auf der Uni-

versität Leipzig in einer Widerstands-

gruppe gegen das DDR-Regime. Seine
Freunde wurden zu je 2x25 Jahren ver-
urteilt und überlebten Bautzen nicht. Er

selber entkam in den Westen. Sein vor
1989 veröffentlichtes Buch über die
östliche Spionage erregte Aufsehen bis
in die USA. Er wurde von General Gehlen
und von Dr.Wieckzu mehrstündigen Ge-

sprächen eingeladen.

und Gewissen erlangten Erkenntnisse)
mitzuteilen, gleichgültig ob dieser sie ger-
ne hört oder nicht, stellen doch diese In-
formationen vielleicht sein eigenes Welt-
bild in Frage. Zudem kann er das Vorge-

tragene nicht überprüfen. Vielleicht be-

fürchtet er, durch bestimmte Nachrich-
ten manipuliert zu werden. Natürlich
ist es ein unangenehmes Gefühl, dass

ein anderer Mensch mehr

wichtige Kenntnisse —

wenn auch nur in Teilbe-
reichen — besitzt, als man
selber hat.

Die Entscheidung, ob

überhaupt und wie die

Analysen des ND zu wer-
ten sind, liegt allein beim

Staatsoberhaupt; er be-

stimmt die Politik, trägt
aber auch die Verantwor-

tung. Mehrfach wäre es in
der jüngeren Geschichte

klüger gewesen aufseinen

Dienst zu hören: Trotz
wiederholter Hinweise sei-

nes Agenten Richard Sor-

ge glaubte Stalin bis zu-
letzt nicht an den deutschen Einmarsch
in die Sowjetunion. Hitler entliess Ge-
neral Gehlen, als dieser bereits im Janu-
ar 1945 den sowjetischen Vorstoss auf
Berlin prognostizierte. 1990 musste Lon-

don eingestehen, vom Zusammenbruch
der DDR überrascht worden zu sein,
obwohl seine Aufklärungseinheiten seit
Herbst 1988 die dortige Stimmung als

«voller Hass auf das Regime» kennzeich-

neten.

Die Bundesrepublik
Deutschland

Ein Beispiel ist das damalige West-
deutschland mit dem Verhältnis von Bun-
deskanzler Dr. Helmut Kohl mit dem Prä-
sidenten des Bundesnachrichtendienstes
Dr. Hans-Georg Wieck, der 1985 aus einer

Notlage aufdiesen Posten berufen wurde.
Wieck war kein eigentlicher Nachrichten-

mann, kannte aber als Botschafter der

Bundesrepublik in der UdSSR die dor-
tigen Verhältnisse und hatte als Leiter der
westdeutschen Vertretung bei der NATO
Ansehen und Vertrauen erworben. Beide

waren dynamische, sehr energiegeladene
Persönlichkeiten. Der Chef des BND ge-
hörte nicht zu den Ja-Sagern, sondern ver-
trat seine Ansichten stets überaus deut-
lieh; er sah die Wiedervereinigung kom-
men. Er hatte sehr schnell die Wirtschaft
als die grosse Schwachstelle Sowjetruss-
lands erkannt. Bei einem Besuch Andro-

pows in Westdeutschland hatte dieser ihm
eingeräumt, die kommunistische These

vom Zusammenbruch des Kapitalismus
sei falsch; Moskau müsse daher mit dem
Westen kooperieren. Die BND-Zentrale
hatte keineswegs vergessen, dass nach Sta-

lins Tod Beria 1953 gegen Wirtschaftshil-
fe die Einheit eines neutralen Deutsch-
lands anbot, was indes die Westmächte
verhinderten. Bereits 1986 meldete der

Dienst, der Kreml suche eine strategische

Neuorientierung; angestrebt werde eine

Wirtschaftsreform, um das Land konkur-
renzfähig zu machen. Angesichts der so-

wjetischen Situation sei Gorbatschow ernst

zu nehmen.

Dr. Hans-Georg Wieck,

Präsident des BND 1985-90. Bilder: Archiv Autor
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Nach der Hitlerzeit und nach frühen
Niederlagen des BND haben es geheime
Institutionen in Deutschland nicht leicht.
Von Pullach aus konnten zudem dienst-
liehe und persönliche Vertrauensverhält-
nisse zu leitenden Persönlichkeiten in
Bonn kaum entstehen. Kanzler Kohl
machte aus seiner Geringschätzung des

BND keinen Hehl, selbst nach 1989.
Pullach warnte dringend, aber erfolglos
vor der Einstellung Günter Guillaumes;
Jahre später musste wegen dieses DDR-
Spions Bundeskanzler Brandt zurücktre-
ten. Kohl vertraute mehr der «ständigen
Vertretung» der Bundesrepublik in Ost-
berlin. Für die dortigen Juristen war die

DDR eine fremde Welt; sie sahen die auf-
kommenden Stürme nicht und gingen
von einer Teilung Deutschlands auf lange
Sicht aus.

Angesichts der ständigen Kriegsgefahr
lag das Schwergewicht auf der Ausspä-
hung der sowjetischen Besatzungstrup-

pen in der DDR. Die wirklich erstklassi-

gen Erkenntnisse des BND wurden im
NATO-Hauptquartier, im Gegensatz zu
Bonn, äusserst geschätzt. In ihrem jährli-
chen Bericht zur Lage der Nation ging
die westdeutsche Regierung früher von
den Erkenntnissen des BND aus; mit Be-

«Die Desintegration
der UdSSR

begann Ende 1990,

knapp drei Monate

nach der Wiedervereinigung
Deutschlands.»

ginn der sozial-liberalen Regierung 1969

hingegen wurden die offiziellen Wirt-
schaftszahlen der DDR verwendet, nach
denen diese die «zwölftstärkste Industrie-
nation der Welt» war. Gewiss ist das Zitie-
ren offizieller Statistiken anderer Länder
üblich, schlimm war, dass man am Rhein

jene Propagandazahlen tatsächlich glaub-
te; dabei war das Bundeskanzleramt auf-

grund der BND-Berichterstattung stets in
vollem Umfang informiert.

Bundeskanzler Kohl reagierte in sehr

starkem Masse auf Meinungsumfragen,
er liefdem völlig falschen Zeitgeist in Sa-

chen Wiedervereinigung hinterher. Ent-

gegen einem Urteil des Bundesverfassungs-

gerichts, aus der Präambel der Verfassung

Intelligence

sei die «Rechtspflicht abzuleiten, die Ein-
heit Deutschlands mit allen Kräften an-
zustreben», erachteten Anfang 1989 nur
noch etwa 1 % der Bundesbürger dies als

«wichtigstes politisches Problem». Es ist
kein Ruhmesblatt, wenn im freien Teil
Deutschlands wachsendes Desinteresse
und Gleichgültigkeit gegenüber den Mit-
menschen im Osten festzustellen war,
wenn die Berliner Mauer mit ihren Toten
und die zweite deutsche Diktatur eine
Selbstverständlichkeit wurden. Die Auf-
forderung des US-Präsidenten Reagan an
Gorbatschow 1987 in Berlin wurde vieler-

orts als Provokation der DDR gegenüber

gewertet. Das «Gemeinsame Papier» von
1987 zwischen der bundesdeutschen SPD
und der SED der DDR bedeutete letzt-
lieh nichts anderes als der Verzicht auf
Wiedervereinigung. Führende CDU-Krei-
se wollten im Parteiprogramm diese Frage
abwerten. Die Einladung Kohls an SED-
Chef Honecker nach Bonn (September
1987) basierte auf seinem Weltbild der

langandauernden Teilung, die in Wahrheit

vor ihrem Ende stand.

Schicksalsjahr 1989

Bereits im Sommer 1988 hatte Pullach
für 1989 «gravierende Veränderungen in
der DDR» angekündigt, während Bun-
deskanzleramtsminister Schäuble noch im
Februar 1989 eine Lösung der deutschen

Frage «auf absehbare Zeit» nicht erken-

nen konnte. Ohnehin zeigte das Kanzler-

amt kaum Interesse an BND-Nachrich-
ten, dessen Erkenntnisse «fielen der Ver-
achtung anheim», stellte damals die

fest. Es herrschte ge-
genseitiges Misstrauen, wie Wieck ein-
mal verbittert erklärte. Bonn setzte Ent-

Spannung mit echtem Frieden gleich; tat-
sächlich stieg die östliche Spionage wei-
ter an, während das Sicherheitsbewusst-
sein selbst bei hohen Bundeswehroffi-
zieren nachliess. Dass die Bevölkerung
der DDR die Wiedervereinigung mehr
denn je herbeisehnte, hatte der Spiona-
gedienst ermittelt; seine entsprechende
Analyse wurde indes weder in Bonn noch
in Washington, weder in London noch
in Paris geglaubt. Im Herbst 1988 war es

dem westdeutschen Dienst gelungen, ein

Mitglied des Zentralkomitees der SED
mit guten Verbindungen zu Honecker
und dem Stasi-ChefMielke aufseine Sei-

te zu ziehen. Er berichtete bis zuletzt in
kurzen Abständen über das Denken und
die Pläne der DDR-Führungsspitze. Die
DDR war für die Sowjetunion zu einem

dem Westen zu suchen, fand beim west-
deutschen Kanzler noch im Oktober kei-

nen Glauben.
Bundeskanzler Kohl sah wenige Stun-

den vor dem Fall der Mauer die Wieder-
Vereinigung «erst in Jahren». Erst später
kam er zur Einsicht, dass deren Chance
wahrscheinlich lediglich während eines

begrenzten Zeitraums bestünde, während
dem die Kreml-Führung dem Druck der

regionalen Machtzentren des Riesenrei-
ches noch widerstehen konnte. Tatsäch-
lieh begann die Desintegration der UdSSR
bereits Ende 1990, nur knapp drei Mona-
te nach der Wiedervereinigung Deutsch-
lands!

Friedrich-Wilhelm

Schlomann

Dr. iur utriusque
D-53639 Königswinter

Ballast geworden; schon sieben Monate
zuvor war in Bonn ein BND-Bericht ein-

gegangen, Sowjetrussland sei angesichts
seiner eigenen Situation nicht mehr in
der Lage, Ostberlin zu unterstützen. Die
BND-Analyse, für Moskau gebe es nur
noch die Alternative, Kompromisse mit

Generalmajor Reinhard Gehlen (1902-1979),
erster Präsident des BND.
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